
  

Nennung der ethnischen Zugehörigkeit

Presserat sieht in Berichterstattung den Tatbestand der
Vorverurteilung

„15-jähriger ist endlich verhaftet“. So überschreibt eine Regionalzeitung ihren Bericht
über die Festnahme eines kurdischen Jugendlichen wegen vermutetem Raub und
Erpressung von Schülern. Die ethnische Zugehörigkeit des Jungen wird im Text
genannt. Dagegen wendet sich die Beschwerde eines Lesers, der den Deutschen
Presserat anruft. Der Eindruck werde erweckt, von Angehörigen der kurdischen
Minderheit sei ein kriminelles Verhalten zu erwarten. In einem Artikel auf der gleichen
Seite werde eine Parallele zu dem Münchner Serientäter Mehmet gezogen, was
diesen Eindruck noch verstärke. Die Chefredaktion der Regionalzeitung weist darauf
hin, dass die ethnische Zugehörigkeit weder in der Überschrift noch in der Unterzeile
genannt werde. Im Text halte man sie jedoch für unabdingbar, da durch die
Beschreibung des Umfeldes beim Leser Verständnis für die Umstände des Falles
geweckt werde. In dieser Form komme kein Mensch auf die Idee, dass alle Kurden
Räuber und Erpresser seien. (2002)

Die Zeitung hat gegen Ziffer 13 des Pressekodex verstoßen. Zu diesem Ergebnis
kommt der Beschwerdeausschuss, der gegen sie einen Hinweis ausspricht. Er
kommt zu dem Schluss, dass der strittige Beitrag vor verurteilende Aussagen enthält.
Formulierungen wie „jugendlicher Gewalttäter“ und „der 15-jährige Kurde hatte die
Jugendlichen monatelang mit Schlägen, Erpressungen, Raub und Drohungen
terrorisiert“ erwecken beim Leser den Eindruck, als seien die dem Jugendlichen zur
Last gelegten Taten bereits bewiesen. In Wirklichkeit hatte zur Zeit der
Berichterstattung der Prozess noch gar nicht stattgefunden. So beinhalten die
veröffentlichten Aussagen eine Vorverurteilung. (B1–208/02)
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